
	■ ANALYSE
Die deutsch-polnischen Beziehungen im Zuge des russischen Krieges  
gegen die Ukraine – mögliche Entwicklungen	 2
Thomas Mehlhausen, Universität Leipzig und Adrian Wagstyl, Universität 
Warschau

	■ CHRONIK
05. – 18. September 2023	 12

www.laender-analysen.de/polen

Nr. 315 | 19.09.2023 

Polen–Analysen

Zukunftsszenarien: die deutsch-polnischen 
Beziehungen bis zum Jahr 2040

Forschungsstelle Osteuropa 
an der Universität Bremen

Deutsches 
Polen-Institut

Deutsche Gesellschaft für 
Osteuropakunde

Leibniz-Institut für 
Agrarentwicklung in 

Transformationsökonomien

Leibniz-Institut für 
Ost- und Südosteuropa-

forschung

Zentrum für Osteuropa- und 
internationale Studien 

(ZOiS) gGmbH

http://www.laender-analysen.de/polen
http://www.laender-analysen.de
https://www.dgo-online.org/
https://www.deutsches-polen-institut.de/
https://www.iamo.de/
https://www.zois-berlin.de/
https://www.ios-regensburg.de/
https://www.forschungsstelle.uni-bremen.de/
https://www.deutsches-polen-institut.de/
https://www.dgo-online.org/
https://www.iamo.de/
https://www.ios-regensburg.de/
https://www.zois-berlin.de/
https://www.forschungsstelle.uni-bremen.de/


Polen-Analysen Nr. 315, 19.09.2023 2

ANALYSE

Die deutsch-polnischen Beziehungen im Zuge des russischen Krieges gegen 
die Ukraine – mögliche Entwicklungen
Thomas Mehlhausen, Universität Leipzig und Adrian Wagstyl, Universität Warschau

DOI: 10.31205/PA.315.01

Zusammenfassung
Russlands Krieg gegen die Ukraine und die bevorstehenden Parlamentswahlen im Oktober in Polen werfen 
entscheidende Fragen zur Zukunft der deutsch-polnischen Beziehungen auf. Die folgenden vier Szenarien 
zur Entwicklung der bilateralen Beziehungen bis zum Jahr 2040 sollen mögliche Entwicklungspfade mit 
verschiedenen Risiken und Chancen für die Zusammenarbeit zwischen Berlin und Warschau aufzeigen. Sie 
sollen zum Nachdenken anregen, indem sie die langfristigen Konsequenzen möglicher Entscheidungen und 
Ereignisse vor Augen führen. Auf der Grundlage der vier alternativen Szenarien werden Handlungsempfeh-
lungen abgeleitet, um in eine konstruktiv gestaltete Zukunft zu navigieren.

Zukunftsszenarien: zur Methodologie
Szenarien beziehen sich auf einen Zeithorizont, in 
dem aufgrund vorherrschender Unsicherheiten zwar 
keine Prognosen mehr möglich sind, doch ein gewisses 
Zukunftswissen allzu utopische bzw. dystopische Ent-
wicklungen unwahrscheinlich erscheinen lässt (Abbil-
dung 1). Der zu wählende Zeitrahmen ist abhängig 
von der Fragestellung, insbesondere wie wandlungsfä-
hig bzw. -resistent das Analysefeld ist. Für Themen der 
internationalen Beziehungen eignen sich 10–20 Jahre, 
für andere Fragestellungen (etwa in der IT-Branche) 
auch weniger oder (etwa zum demographischen Wan-
del) deutlich mehr.

Qualitativ hochwertige Szenarien loten möglichst 
eine große Spannbreite an denkbaren Entwicklungen 
aus und erfüllen die vier Qualitätskriterien Neuartig-
keit, Plausibilität, Robustheit und Kommunizierbar-
keit (Abbildung 2). Erstens können wir davon ausgehen, 
dass die Zukunft nicht eine quantitative Verlängerung 
der Gegenwart ist, sondern qualitativen Wandel mit 
Brüchen und Überraschungen beinhaltet. Nur neuar-
tige, ungewohnte Entwicklungen fordern unser Denken 
heraus und zwingen uns, unsere Zukunftserwartungen 
kritisch zu prüfen. Zweitens müssen Szenarien plausibel 
sein. Sie müssen nicht unbedingt wahrscheinlich sein, 
aber wir müssen Entwicklungspfade skizzieren können, 
die zur beschriebenen Zukunft führen können. Drittens 
sind Szenarien dann robust, wenn sie möglichst meh-
rere Trends benennen können, die den Verlauf begünsti-
gen. In diesem Fall könnte die modellierte Zukunft auch 
dann eintreten, wenn einer der Faktoren doch nicht wie 
erwartet wirkt oder ein Ereignis nicht eintritt. Schließ-
lich, viertens, sind Szenarien stets Kommunikationsmit-
tel mit einer klaren Botschaft. Denn nur dann können 
sie auch unser Denken verändern.

Unsere vier Szenarien zu den deutsch-polnischen 
Beziehungen basieren auf der Analyse von deutschen 

und polnischen Experten im Rahmen eines Workshops, 
der während der letzten Phase des Forschungsprojekts 
»Deutschland und Polen in einer differenzierten Euro-
päischen Union« stattfand (siehe auch Danksagung am 
Ende des Textes). Zu der Leitfrage, wie die deutsch-pol-
nischen Beziehungen sich vor dem Hintergrund des 
russischen Krieges gegen die Ukraine bis 2040 entwi-
ckeln würden, wurden zunächst zwei Typen von rele-
vanten Einflussfaktoren unterschieden (Abbildung 3): 
Zukunftswissen (oder TINAs – There Is No Alternative) 
und ausschlaggebende Faktoren (oder Driver). Bei Ers-
terem ist die Wirkungsrichtung mit an Sicherheit gren-
zender Wahrscheinlichkeit bekannt, bei Letzterem ist sie 
ungewiss. Nachdem aus den besonders relevant erach-
teten Drivern (Abbildung 4) die zwei wirkungsvollsten 
ausgewählt wurden, entsteht durch Kreuzung beider ein 
sogenannter Zukunftskompass mit vier Möglichkeits-
räumen (Abbildung 5). Ergänzt werden die als besonders 
relevant eingestuften TINAs (Abbildung 6).

Auf dieser Grundlage wurden Szenarien model-
liert, die möglichst unterschiedliche Konstellationen 
durchspielen: bezüglich des Ausgangs des Krieges in 
der Ukraine z. B. ein vollständiger Sieg einer der bei-
den Kriegsparteien, ein ausgehandelter Frieden oder ein 
eingefrorener Konflikt und bezüglich des Vorherrschens 
nationaler Ideologien im bilateralen Kontext ähnliche 
oder unterschiedliche Regierungen entlang der GAL-
TAN-Dichotomie (grün-alternativ-libertär vs. traditio-
nell-autoritär-nationalistisch). Die Szenarien wurden 
sukzessive anhand des TELL IT-Verfahrens (Trends, 
Essential actors, Leverage, Lessons learned, Indicators, 
Title) optimiert, indem die zugrundeliegenden Trends, 
entscheidenden Akteure, wirksamsten Hebel und rele-
vantesten Politikempfehlungen geprüft und ergänzt 
wurden.

Im Folgenden beschreiben wir in jedem Szenario 
zunächst den Endzustand im Jahre 2040 im Sinne einer 
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Zusammenfassung und zur Verdeutlichung des Kon-
trastes zu heute. Danach beschreibt ein detaillierter 
Entwicklungsverlauf, wie es zu dieser Zukunft kom-
men könnte. Wir haben den Verlauf in je drei Phasen 
unterteilt, die aus wegweisenden Ereignissen und Ent-
scheidungen resultieren. Am Ende schlagen wir drei 
Handlungsempfehlungen für die deutsch-polnischen 
Beziehungen vor.

Szenario 1: Erzwungene Verbündete

Die deutsch-polnischen Beziehungen im Jahr 2040
Russland ist es gelungen, die Ukraine komplett zu beset-
zen. Moskau erklärt offiziell, auch die anderen ehemali-
gen Sowjetrepubliken schrittweise »vereinen« zu wollen. 
Die aggressive russische Außenpolitik lässt Deutsch-
land und Polen in ihren Außenpolitiken weiter zusam-
menrücken und insbesondere die Gemeinsame Außen- 
und Sicherheitspolitik in einer zunehmend alarmierten 
und militarisierten Europäischen Union voranschreiten. 
Innere und äußere Sicherheit sind die vorherrschenden 
Themen in den öffentlichen Diskursen beider Länder 
und tragen dazu bei, die tiefen diplomatischen Reibun-
gen zwischen ihnen zu überwinden.

Russlands verzeichnet Landgewinne dank 
schwindender Unterstützung für die Ukraine 
(2023–2026)
In einem immer heißer werdenden Stellvertreterkrieg um 
Taiwan scheitert Pekings Ablenkungsmanöver, Russland 
mit Munition und Waffen zu versorgen, als der wieder-
gewählte US-Präsident Donald Trump beschließt, die 
US-Außenpolitik ganz auf Asien auszurichten. Ange-
sichts der veränderten Kräfteverhältnisse kann Russland 
in der Ukraine kontinuierlich an Boden gewinnen und 
zwingt Kiew 2026 zu einem Waffenstillstand, der die 
derzeitige Frontlinie am Dnjepr zementiert.

Innerhalb der EU eskaliert der Streit um eine ange-
messene Unterstützung für die Ukraine. Während die 
polnische Partei Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Spra-
wiedliwość – PiS) eine entschiedenere Reaktion Deutsch-
lands und anderer EU-Mitglieder fordert, verweigert die 
neue CDU/CSU-FDP-Regierung Kiew weiterhin Kampf-
jets und zögert, ohne die Unterstützung der USA eine 
aktivere Rolle zu übernehmen. Für die Polen ist der Wes-
ten in seinem Bemühen, ein imperialistisches Russland in 
die Schranken zu weisen, wieder einmal nicht entschlos-
sen genug und erinnert sie an ihre verhängnisvollen his-
torischen Erfahrungen seit dem späten 18. Jahrhundert.

Gegenseitige Vorwürfe infolge anhaltender Aggression 
(2027–2031)
Die anhaltende Aggression Russlands vertieft die gegen-
seitige Enttäuschung zwischen Deutschland und Polen. 

Als Wladimir Putin plötzlich stirbt, setzt die regierende 
SPD darauf, zwei Fliegen mit einer Klappe schlagen zu 
können: Sie hofft, eine historische Chance zu ergrei-
fen, um mit der neuen Führung in Moskau endlich 
eine diplomatische Lösung zu finden und gleichzeitig 
von der wachsenden Kriegsmüdigkeit in Deutschland 
zu profitieren. So kann die SPD die vorgezogene Bun-
destagswahl 2027 vor allem mit sozialen Versprechen 
gewinnen. In ihrem außenpolitischen Programm schlägt 
sie einen Drei-Punkte-Plan für eine neue EU-Ostpoli-
tik vor: ein Auslaufen der Sanktionen gegen Russland, 
eine schrittweise Wiederaufnahme von Gaslieferungen 
über Nord Stream 1 und 2 und die Wiederbelebung des 
NATO-Russland-Rates mit der Ukraine als Beobachter. 
In Polen lehnen sowohl die neu gewählte Regierung der 
Bürgerkoalition (Koalicja Obywatelska – KO) als auch 
die oppositionelle PiS diese diplomatischen Bemühun-
gen mangels überzeugender Beweise für einen außen-
politischen Wandel in Russland unisono ab und verglei-
chen die deutsche Initiative mit dem Hitler-Stalin-Pakt. 
In einer Meinungsumfrage fürchtet eine große Mehr-
heit der Polen um die Souveränität Polens, ungeachtet 
seiner NATO-Mitgliedschaft.

Anfang 2028 startet das neue russische Regime jedoch 
einen weiteren, dieses Mal mit chinesischen Militärka-
pazitäten ausgestatteten und effektiveren Angriff auf 
die Ukraine. Es ist in der Lage, die restlichen Teile der 
Ukraine zu unterwerfen, nachdem das belagerte Kiew 
schließlich kapituliert. Die Ukraine ist kein unabhän-
giger Staat mehr, und Millionen von Ukrainern suchen 
Asyl in der Europäischen Union. Wenig später droht 
Russland unverblümt mit »angemessenen« Maßnahmen, 
wenn die Minderheitenrechte ethnischer Russen in den 
baltischen Staaten nicht ausreichend geschützt würden, 
während es gleichzeitig seine Armee an seinen westlichen 
Grenzen konzentriert. Ende 2028 bekennt sich der neu 
gewählte demokratische US-Präsident ausdrücklich zu 
seinen NATO-Verpflichtungen und kündigt an, nach 
einer diplomatischen Lösung des Taiwan-Konflikts die 
US-Militärkapazitäten in Polen und den baltischen Staa-
ten drastisch zu erhöhen. Die bilateralen Beziehungen 
haben einen weiteren Tiefpunkt des Vertrauens erreicht, 
als polnische Parteien Deutschland immer wieder für die 
anhaltende Aggression Russlands verantwortlich machen.

Schulterschluss aus historischer Verpflichtung 
(2032–2040)
CDU und CSU profitieren von der allgemeinen Frustra-
tion über die Außenpolitik der SPD und gewinnen Wäh-
ler von einer sich weiter radikalisierenden AfD zurück. 
Für Bündnis 90/Die Grünen (B90/Grüne) stimmen die 
Befürworter eines linken Kurses und diejenigen, die sich 
über die immer deutlicher spürbaren Folgen des Klima-
wandels sorgen. Am Ende nehmen sie ein Angebot von 
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CDU/CSU zur Bildung einer großen Koalition an. In 
Polen kann die PiS die Wahlen mit Warnungen vor einer 
angeblich erhöhten Wahrscheinlichkeit einer russischen 
Invasion, einem Versprechen einer erfolgreichen Moder-
nisierung des Militärs und einem festen Bekenntnis zur 
NATO gewinnen. Mit einem gemeinsamen Feind an den 
Grenzen ändert die polnische Regierung allmählich ihre 
allgemeine Haltung gegenüber der europäischen Integra-
tion und lädt andere EU-Mitgliedstaaten zu einem Sicher-
heitsgipfel ein, um sich auf einen gemeinsamen, aber res-
triktiven Ansatz in der Einwanderungs- und Asylpolitik 
der EU und ein stärkeres Engagement in der europäi-
schen Sicherheits- und Verteidigungspolitik zu einigen. 
Diese Initiative stößt in Deutschland auf große Resonanz, 
insbesondere innerhalb der CDU/CSU. Trotz anhal-
tender interner Kontroversen erklären sich sogar B90/
Grüne bereit, die restriktivere Migrationspolitik unter 
der Bedingung besserer Sozialleistungen für bestehende 
Einwanderer und im Gegenzug für einen massiven Aus-
bau der erneuerbaren Energien zu unterstützen. Im Jahr 
2036 akzeptiert der Rat der Europäischen Union eine 
restriktivere Asylpolitik und stimmt zu, zwei Prozent 
des EU-Haushalts für Militärinvestitionen auszugeben.

Deutschland und Polen stehen in engem Kontakt 
mit der ukrainischen Exilregierung in Warschau. Die 
schwindende chinesische Unterstützung für Russland, 
die sich ausbreitenden Proteste in Russland gegen die stei-
gende Inflation und die an Wert verlierenden Gehälter 
sowie die zunehmend effektiven Guerillakämpfe gegen 
das Stellvertreterregime in Kiew nähren die Hoffnung, 
dass die Ukraine bald ihre Souveränität zurückerlangen 
wird. In der EU ist die deutsche Ostpolitik zutiefst dis-
kreditiert, die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspo-
litik erheblich gestärkt und Polen als führende Stimme 
der EU in ihrer Ostpolitik mehr denn je akzeptiert.

Szenario 2: Pragmatische Partner

Die deutsch-polnischen Beziehungen im Jahr 2040
Die KO lobt die kooperativen Beziehungen zu der von B90/
Grüne geführten Regierung, insbesondere den gemeinsa-
men Ansatz in der Ostpolitik: eine abgestufte NATO-Mit-
gliedschaft für die Ukraine und eine strikte Anwendung 
der Kopenhagener Kriterien für ihren EU-Beitritt. Beide 
Regierungen betonen öffentlich die Westintegration der 
Ukraine als eine historische Errungenschaft ihrer bilateralen 
Zusammenarbeit. Die strukturellen Unterschiede zwischen 
beiden Ländern schlagen sich jedoch regelmäßig in unter-
schiedlichen Ansätzen in wichtigen Politikbereichen nieder.

Deutsch-polnische Zerwürfnisse in der 
Nachkriegsordnung (2023–2026)
Nachdem die USA und die EU der Ukraine zahlrei-
che Kampfflugzeuge zur Verfügung gestellt haben, 

Pekings Unterstützung aufgrund diplomatischer Tur-
bulenzen mit Moskau schwindet und Russland zuneh-
mend unter den Auswirkungen der westlichen Sanktio-
nen leidet, verliert der russische Präsident Putin rasch 
an Unterstützung und wird schließlich in einem erbit-
terten Machtkampf gestürzt. Russland ist gezwungen, 
sich aus der Ukraine, einschließlich der Krim, zurück-
zuziehen, auch wenn es die Gebietsverluste nicht offiziell 
anerkennt. Die USA und die EU heben ihre Sanktionen 
gegen Russland vollständig auf, doch die Beziehungen 
bleiben angespannt und explosiv. Bei der Überarbeitung 
der Östlichen Partnerschaft treten frühere Spaltungen 
innerhalb der EU wieder zutage: Während die SPD-
geführte Regierung die Dringlichkeit betont, Russland 
substanzielle Anreize für eine friedliche Zusammenar-
beit zu bieten, warnt die PiS vehement davor, die Feh-
ler der Vergangenheit zu wiederholen. Dementspre-
chend drängt Warschau auf einen raschen EU-Beitritt 
der Ukraine, während Berlin angesichts einer Reihe 
von Korruptionsskandalen im Umfeld von Präsident 
Wolodymyr Selenskyj auf die vollständige Umsetzung 
der Kopenhagener Kriterien pocht. Die Fronten in den 
bilateralen Beziehungen sind verhärteter denn je.

Die Koalition von Recht und Gerechtigkeit bleibt 
an der Macht, nachdem sie die Parlamentswahlen 2023 
in Polen mit knappem Vorsprung gewonnen hat. Die 
Reibungen mit Berlin verschärfen sich aufgrund der 
anhaltenden Forderungen nach Reparationszahlungen 
aus Deutschland und der Versuche, Oppositionsführer 
aus politischen Gründen juristisch zu verfolgen. Trotz 
der weiteren Entfremdung in den bilateralen Beziehun-
gen gelingt es Deutschland und Polen, eine verstärkte 
Zusammenarbeit bei der lang erwarteten EU-Körper-
schaftsteuer einzuleiten, um einen Unterbietungswett-
bewerb innerhalb der EU zu verhindern, was beide 
Regierungen als wichtigen Meilenstein für die soziale 
Gerechtigkeit feiern.

Ein unbeständiges politisches Tauwetter (2027–2035)
Der überragende Sieg der KO bei den Parlamentswah-
len 2027 in Polen ist der Startschuss für ein neues, wenn 
auch unbeständiges politisches Tauwetter in den bilate-
ralen Beziehungen. Jahre der wirtschaftlichen Rezession 
und der eingeschränkte Zugang zu EU-Mitteln haben 
Zweifel an der Finanzierbarkeit der ständig wachsen-
den Sozialausgaben genährt, und der Tod von Jarosław 
Kaczyński hat seine PiS in heftige Machtkämpfe gestürzt. 
Die neue polnische Regierung setzt sich kontinuierlich 
für die Wiederherstellung der Rechtsstaatlichkeit und 
die Unabhängigkeit der staatlichen Medien ein. Den-
noch kommt es bald zu Konflikten. Bereits Ende 2027 
eskalieren die Auseinandersetzungen um die Mehrjäh-
rige Finanzielle Vorausschau für 2028–2034. Trotz ihrer 
pro-europäischen Haltung besteht die Linksregierung 



5Polen-Analysen Nr. 315, 19.09.2023

in Berlin auf eine deutliche Kürzung des EU-Haus-
halts in Zeiten der wirtschaftlichen Rezession, während 
Polen eine Aufstockung unter Hinweis auf die Verant-
wortung der EU für eine rasche Erholung der Ukraine 
fordert. Mit ihren Forderungen nach mehr Inflations-
bekämpfung und einer restriktiven Asylpolitik wollen 
CDU/CSU bei der Bundestagswahl 2029 Wähler von 
der immer noch populären AfD zurückgewinnen – doch 
vergeblich. Gleichzeitig verlieren sie die politische Mitte 
an SPD und B90/Grüne, die mit Die Linke eine neue 
Regierung bilden können.

Trotz Meinungsverschiedenheiten über die Ursa-
chen des Krieges nähern sich die Standpunkte über die 
Aufnahme der Ukraine in westliche Organisationen 
auf dem EU-Sicherheitsgipfel in Warschau Ende 2035 
weitgehend an. Einerseits akzeptiert Warschau, dass der 
EU-Beitritt der Ukraine strikt auf der Grundlage der 
Kopenhagener Kriterien erfolgen muss. Andererseits 
unterstützt Deutschland den polnischen Ansatz, ein 
NATO-Ukraine-Bündnis auf einer weicheren Version 
von Artikel 5 des Nordatlantikvertrags aufzubauen: Im 
Falle eines Angriffs auf einen der Verbündeten durch 
einen Dritten ist das Bündnis verpflichtet, umfassende 
militärische Ausrüstung und Waffen anzubieten. Eine 
gemeinsame Kriegserklärung oder die Entsendung von 
Truppen ist damit jedoch nicht verbunden. Russland 
kritisiert diese Institutionalisierung der bisherigen west-
lichen Hilfe für die Ukraine heftig, eskaliert aber ange-
sichts seiner reduzierten Fähigkeiten nicht.

Strukturelle Konflikte trotz ideologischer Nähe 
(2036–2040)
In den folgenden Jahren politischer Meinungsverschie-
denheiten untergraben strukturelle Unterschiede zwi-
schen beiden Ländern die insgesamt ähnliche ideolo-
gische Ausrichtung der beiden Regierungen. Nach der 
Erholung von der langanhaltenden Rezession veröffent-
licht die Europäische Kommission ein Weißbuch, in 
dem sie dazu aufruft, die vorübergehende Lockerung 
der Wirtschaftshilfe und der Rettungsmaßnahmen für 
die Mitgliedstaaten rückgängig zu machen. Trotz ihrer 
anfänglichen Unterstützung führt der Protest der hei-
mischen Unternehmen dazu, dass sich die KO-geführte 
Regierung in Warschau schließlich dem Widerstand des 
südeuropäischen Blocks anschließt. Diese Kehrtwende 
hinterlässt eine Narbe in den deutsch-polnischen Bezie-
hungen, da die grüne Kanzlerin in Berlin die vollstän-
dige Liberalisierung der EU-Wirtschaft nach der Krise 
als wesentlich für den Wiederaufbau und die erneute 
Expansion der deutschen Elektroauto- und Pharmain-
dustrie betrachtet. In den bilateralen Beziehungen gibt 
es nach wie vor erhebliche Konflikte, auch wenn sich 
beide Nachbarn bemühen, diese in der Öffentlichkeit 
herunterzuspielen.

Berlin und Warschau beobachten mit großer Sorge, 
wie pro-westliche Parteien in der Ukraine an Zuspruch 
verlieren, während nationalistische Kräfte mit ihrer 
Kritik an der zögerlichen Bereitschaft, die Ukraine in 
die EU und NATO aufzunehmen, an Unterstützung 
gewinnen. Aufgrund der stagnierenden Transforma-
tion in Richtung Demokratie und Marktwirtschaft 
ist die Europäische Kommission jedoch nicht bereit, 
neue Kapitel in den Beitrittsverhandlungen zu eröffnen. 
Der Beitrittsprozess verliert an Schwung und droht in 
einen Teufelskreis aus Enttäuschung und Radikalisie-
rung in der Ukraine abzugleiten, weil man sich – auch 
von Polen – im Stich gelassen fühlt. Während die Span-
nungen zwischen Polen und der Ukraine aufgrund der 
historischen Konflikte wieder aufflammen, weist die pol-
nische Rechtsopposition die Schuld an der scheiternden 
Ostpolitik Deutschland und der KO zu.

Szenario 3: Enttäuschte Nachbarn

Die deutsch-polnischen Beziehungen im Jahr 2040
Trotz der erfolgreichen Zusammenarbeit in der Ostpo-
litik stehen die deutsch-polnischen Beziehungen erneut 
unter starkem Druck. Nachdem die Ukraine einem Frie-
densabkommen mit Russland zugestimmt hat und der 
EU beigetreten ist, führen Millionen von ukrainischen 
Migranten in Deutschland zur Erstarkung der AfD und 
treiben eine Minderheitsregierung aus CDU/CSU und 
FDP zu einer zunehmend harten und nationalistischen 
Außenpolitik. Ungeachtet der ukrainischen Westinte-
gration ist die neue polnische Regierung besorgt, dass 
sich Polen wieder in einer zunehmend bedrohlichen 
Sandwichposition zwischen Deutschland und Russland 
befindet.

Tauwetterphase dank erfolgreicher Ostpolitik 
(2023–2026)
Nach schwelenden Konflikten über anhaltende pol-
nische Reparationsforderungen an Deutschland und 
deutsche Forderungen an die polnische Regierung, die 
Rechtsstaatlichkeit zu respektieren, treten die bilateralen 
Beziehungen mit einem Durchbruch in der Ostpolitik 
in eine Tauwetterphase ein. Während eine sich radikali-
sierende PiS die Parlamentswahlen 2023 gewinnt, gehen 
in Deutschland eine zerstrittene CDU/CSU und eine 
skandalumwitterte SPD mit B90/Grüne als lachende 
Dritte in die Bundestagswahl 2025. In den Verhand-
lungen für eine große Koalition fällt es ihnen leicht, sich 
mit CDU/CSU auf eine ambitioniertere Ostpolitik als 
zentrales außenpolitisches Ziel zu einigen und daraus 
Kapital zu schlagen, um einen schwelenden Konflikt 
zu lösen. Nachdem die PiS ein Veto gegen Ursula von 
der Leyens zweite Amtszeit als EU-Kommissionspräsi-
dentin im Jahr 2024 eingelegt hat, angeblich um eine 
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deutsche Hegemonie in der EU zu verhindern, wird 
gemunkelt, dass die PiS schließlich ihren Widerstand 
unter der Bedingung aufgibt, dass Deutschland sich für 
einen beschleunigten EU-Beitritt der Ukraine einsetzt.

Trotz starker Vorbehalte innerhalb der EU gegen 
die Aufnahme offizieller Beitrittsverhandlungen mit 
einem vom Krieg zerrütteten Nachbarland ist es einer 
deutsch-polnischen Initiative gelungen, einen neuen 
Mechanismus für »Sondierungsverhandlungen« ein-
zuführen: Diese Verhandlungen dienen zwar der Vor-
bereitung eines Beitrittskandidaten, gelten aber formal 
nicht als Annäherung der Ukraine an die Vollmit-
gliedschaft. Die Initiative bringt neue Hoffnung für 
die Ukraine, deren Gegenoffensive gegen den russi-
schen Angreifer mit schweren Verlusten auf beiden 
Seiten endet.

Aufbruchsstimmung nach ukrainisch-russischem 
Friedensvertrag (2027–2032)
Die Beziehungen zwischen Berlin und Warschau ver-
bessern sich aufgrund von Regierungswechseln in bei-
den Ländern und eines Friedensvertrags zwischen der 
Ukraine und Russland weiter. Während weder Kiew 
noch Moskau zum Einlenken bereit sind, macht sich 
in beiden Ländern aufgrund der steigenden Zahl von 
Todesopfern und der drastischen wirtschaftlichen 
Rezession Kriegsmüdigkeit breit. In von der Türkei 
vermittelten Friedensgesprächen erklärt sich Moskau 
schließlich Anfang 2030 bereit, einen Friedensver-
trag zu akzeptieren, demzufolge es die annektierten 
Gebiete in der Ostukraine zurückgeben und die ukrai-
nische EU- und NATO-Mitgliedschaft im Gegenzug 
für den Erhalt der Krim akzeptieren würde. Obwohl 
der ukrainische Präsident Selenskyj ein solches Abkom-
men vehement ablehnt, lässt er die Bevölkerung über 
das Friedensangebot abstimmen. Angesichts der fortge-
schrittenen Sondierungsverhandlungen verspricht der 
Europäische Rat, den Beitritt der Ukraine noch im sel-
ben Jahr abzuschließen, sollte ein Abkommen mit Russ-
land angenommen werden. Auch die USA und China 
bringen ihre Hoffnung auf einen baldigen Frieden zum 
Ausdruck. Im Referendum überwiegen das Verlangen 
der Ukrainer nach Frieden und Wohlstand sowie ihr 
Wunsch nach einer raschen Integration in den Wes-
ten gegenüber den patriotischen Forderungen, an der 
Krim festzuhalten. Während die russische Propaganda 
den Deal als heldenhaften Sieg über den Westen ver-
kauft, tritt die Ukraine Ende 2030 sowohl der EU als 
auch der NATO bei.

In Deutschland und Polen wird die Westintegration 
der Ukraine als wichtiger Beitrag zur Förderung von Sta-
bilität und Wohlstand in Osteuropa gefeiert. Die bila-
teralen Beziehungen verbessern sich weiter, als die neue 
polnische Friedenspartei bei den Wahlen im Jahr 2027 

in den Sejm einzieht. Mit ihrer pro-europäischen Vision 
und ihrer starken sozialen Agenda spricht sie viele Polen 
an, die mit der nicht enden wollenden Rivalität zwi-
schen der PiS und der KO unzufrieden sind, die beide 
nach dem Rücktritt von Kaczyński und Donald Tusk an 
Popularität verlieren. Am Ende gelingt es der Friedens-
partei, eine Regierung mit der KO als Juniorpartner zu 
bilden. Nichtsdestotrotz kommt es nach dem ukraini-
schen EU-Beitritt zu schweren Konflikten in der Migra-
tionspolitik. Die deutsch-polnische Initiative, Kiew den 
sofortigen Schengen-Beitritt zu gewähren, löst eine wei-
tere Migrationswelle von mehreren Millionen Ostukrai-
nern aus, die ihr Land in der Hoffnung auf ein besseres 
Leben verlassen wollen.

Vertrauenskrise infolge politischer Divergenzen 
(2033–2040)
Trotz historischer Erfolge in der gemeinsamen Ostpoli-
tik rutschen die bilateralen Beziehungen in eine der kon-
fliktreichsten Phasen nach dem Ende des Kalten Krieges. 
In Polen herrscht ein schwindendes, aber immer noch 
breites Gefühl der Solidarität mit dem östlichen Nach-
barn. In Deutschland hingegen nutzt die AfD den Frie-
densschluss erfolgreich mit Verweis darauf aus, dass sie 
seit langem eine diplomatische Lösung in der Ukraine 
fordert und beharrlich vor einer Masseneinwanderung 
warnt. In Ermangelung einer absoluten Mehrheit bei 
der Bundestagswahl 2033 beschließen CDU/CSU, eine 
Minderheitsregierung mit der FDP zu bilden, nachdem 
SPD und B90/Grüne nach erbittertem Wahlkampf eine 
Koalition mit den Konservativen abgelehnt haben. Die 
AfD feiert die neue Koalition als eine Regierung von 
ihren Gnaden, während die übrige Opposition eben 
dies mit Verweis auf die bereits enge Zusammenarbeit 
zwischen CDU/CSU und AfD in zahlreichen Kommu-
nen heftig kritisiert.

In Warschau ist die Koalition aus KO und Die 
Linke (Lewica) entsetzt über den wachsenden Einfluss 
der AfD auf Bundesebene und befürchtet, dass sie der 
Vorbote einer modernen Version deutscher Machtpoli-
tik ist. Als Reaktion auf den massiven Zustrom ukraini-
scher Flüchtlinge fordert der neue CSU-Kanzler umge-
hend die Abschaffung des individuellen Rechts auf Asyl 
zugunsten von begrenzten Migrationskontingenten mit 
leistungsbezogenen Auswahlkriterien. Zudem setzt Ber-
lin auf bilaterale statt multilaterale Hilfe für die Ukraine, 
nimmt die russischen Energielieferungen durch die wie-
derhergestellten Nord Stream 1 und 2 wieder auf und 
weigert sich, die Beiträge an die EU nach dem EU-Bei-
tritt der Ukraine zu erhöhen. In Warschau hält man das 
Argument nicht für stichhaltig, die konservative deut-
sche Regierung verfolge die einzig vernünftige Strategie, 
um einen Sieg der extremistischen AfD bei den nächs-
ten Wahlen zu verhindern.



7Polen-Analysen Nr. 315, 19.09.2023

Szenario 4: Sprachlose Fremde

Die deutsch-polnischen Beziehungen im Jahr 2040
Im Laufe der Jahre wurde die Ukraine weitgehend als 
ein weiteres osteuropäisches Land mit einem eingefro-
renen Konflikt akzeptiert. Während eine uneinige EU 
ihre Prioritäten von ihrer östlichen Flanke wegverla-
gert, mäßigt die neue russische Führung ihren Ton und 
schlägt vor, die Beziehungen zum Westen zu normalisie-
ren. Öffentliche Debatten und Wahlkämpfe in Deutsch-
land konzentrieren sich darauf, wie der Lebensstandard 
in einem ungünstigen internationalen Umfeld aufrecht-
erhalten werden kann. Polen hingegen hat sein Ver-
trauen in die westliche Solidarität längst verloren und 
liebäugelt mit einem Polexit aus der EU. In den bilate-
ralen Beziehungen verhindern die geringen gegenseiti-
gen Erwartungen weitere Enttäuschungen und erlau-
ben es, den allmählichen Verlust der Bindungen in EU 
und NATO zu vernachlässigen.

Schwindende Solidarität mit der Ukraine in der EU 
(2023–2027)
Aufgrund ihrer geografischen Nähe zur Ukraine sind 
Deutschland und Polen daran interessiert, die zuneh-
mend umstrittene Ostpolitik auf der Tagesordnung der 
EU zu halten. Nachdem es der KO, Lewica und Polen 
2050 (Polska 2050) Ende 2023 gelingt, eine Regierung 
zu bilden, sind sie sich schnell einig, dass der Frieden in 
der Ukraine und eine führende Rolle Polens innerhalb 
der EU die wichtigsten außenpolitischen Ziele sein sol-
len. Allerdings erkennt die neue Koalition in Warschau, 
dass Europa früher oder später für seine eigene Sicher-
heit sorgen muss: Die USA stoppen Ende 2023 die Mili-
tärhilfe für die Ukraine aufgrund eines Parteienstreits 
über die Ausgaben für 2024, und die NATO-Mitglied-
staaten verfallen in eine Debatte über eine angebliche 
Überdehnung des Bündnisses.

Angesichts der russischen Landgewinne, die auf den 
Mangel an Munition und Waffen in Kiew zurückzu-
führen sind, beschließt die polnische Regierung, mit 
der Einberufung eines Osteuropa-Gipfels maximalen 
Druck auf die zögerlichen EU-Mitglieder auszuüben. 
Warschau schlägt vor, die Sanktionen gegen Russland 
zu verlängern, einen Fonds für den Wiederaufbau der 
Ukraine einzurichten und einen Termin für den Beginn 
der EU-Beitrittsverhandlungen mit der Ukraine fest-
zulegen. Während des Gipfels will sich der ungarische 
Ministerpräsident Orbán an die Spitze der Skeptiker set-
zen und ruft zu einem Referendum über die Neuaus-
richtung der EU-Ostpolitik auf. Wenige Wochen später 
stimmt eine große Mehrheit der Ungarn für die sofortige 
Aufhebung der Sanktionen gegen Russland sowie gegen 
jegliche Solidaritätsmaßnahmen für die Ukraine. Um 
den Druck auf Moskau aufrecht zu erhalten, gelingt es 

Polen dennoch, Deutschland, Frankreich, die skandina-
vischen, baltischen und Benelux-Staaten davon zu über-
zeugen, den geplanten Fonds für die Ukraine in Form 
einer verstärkten Zusammenarbeit umzusetzen. Auch 
wenn Warschau erleichtert ist, auf die feste Unterstüt-
zung der wiedergewählten SPD-Grüne-FDP-Koalition 
zählen zu können, verstärkt sich der Eindruck, in der 
Ukraine an Dynamik zu verlieren.

Schrittweise Entfremdung (2028–2032)
In einem allmählichen Gewöhnungsprozess verliert 
der anhaltende Krieg in der Ukraine seinen Schrecken 
und führt zu Enttäuschung und Entfremdung in den 
deutsch-polnischen Beziehungen: Während die Deut-
schen das Gefühl entwickeln, vom Krieg nicht betroffen 
zu sein, erkennen die Polen, dass die westliche Hilfe an 
ihre Grenzen stößt. Nachdem sich CDU/CSU zusam-
men mit der FDP bei der Bundestagswahl 2029 gegen 
die amtierende Koalition aus SPD und B90/Grüne 
durchsetzen können, verkünden sie sofort, dass sie zu 
ihrer Politik der »Schwarzen Null« zurückkehren will. 
Die neue Regierung gelobt, die deutsche Lebensart und 
den Lebensstandard trotz der wirtschaftlichen Rezession 
im Zuge des sich verschärfenden Handelskrieges zwi-
schen China und den USA zu erhalten. Warschau ist 
besonders besorgt darüber, dass die Sparmaßnahmen 
auch drastische Einschränkungen bei den Militäraus-
gaben und der Militärhilfe für die Ukraine umfassen.

Während Berlin seine Besorgnis über die autoritären 
Tendenzen und die antagonistische Rhetorik des ukrai-
nischen Präsidenten Selenskyj zum Ausdruck bringt, 
warnt die liberale Regierung in Warschau immer wieder, 
dass dies nur Teil des alten Plans des Kremls ist, durch 
seine massive Cyber-Desinformationskampagne einen 
Keil in die westliche Unterstützung für die Ukraine zu 
treiben. Die Prioritäten der EU verschieben sich völlig, 
als der Zypernkonflikt wieder aufflammt. Nachdem die 
Türkei die riesigen Gasfelder vor Zypern blockiert hat, 
konzentrieren Ankara und Athen immer mehr Trup-
pen auf den geteilten Inseln und machen sie zum welt-
weit am stärksten militarisierten Gebiet. Am Rande 
eines Krieges zwischen den beiden NATO-Verbünde-
ten ist es sowohl für die NATO als auch für die EU 
oberste Priorität, einen Kompromiss auszuhandeln – 
allerdings vergeblich.

Tiefes Misstrauen zwischen zwei entfremdeten 
Nachbarn (2033–2040)
Während die meisten westlichen Länder nach einem ein-
heitlichen Weg zu einer neuen Normalität suchen, drif-
ten die Ostpolitiken Deutschlands und Polens weiter 
auseinander. Getrieben von der deutschen Nachkriegs-
verpflichtung zu Pazifismus und militärischer Zurück-
haltung begrüßt die neue deutsche SPD-B90/Grüne-
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Regierung den Vorstoß der neuen Kreml-Führung, die 
diplomatischen Bemühungen um bessere Beziehungen 
zur EU und zur NATO zu intensivieren. Obwohl Mos-
kau nicht bereit ist, die annektierten Gebiete aufzuge-
ben, gibt es seine antiwestliche Rhetorik auf und stellt 
seine Desinformationskampagne gegen die Ukraine ein. 
Aus wirtschaftlicher und geopolitischer Notwendigkeit 
nach einem erschöpfenden Krieg und einer verstärk-
ten Abhängigkeit von China erklärt Russland sein Ein-
verständnis mit einer ukrainischen EU- und NATO-
Mitgliedschaft. Es schlägt eine engere wirtschaftliche 
Zusammenarbeit zwischen der Eurasischen Wirtschafts-
union und der EU innerhalb des nächsten Jahrzehnts im 
Sinne von Gorbatschows »Gemeinsamem Haus Europa« 
vor. Ungeachtet der schwindenden westlichen Unterstüt-
zung besteht Kiew auf der Wiederherstellung seiner ter-
ritorialen Integrität.

Polen ist beunruhigt, als die meisten EU-Mitglied-
staaten – darunter auch Deutschland – angesichts der 
angeblich dringenderen Herausforderungen in Zypern 
ihre Bereitschaft signalisieren, ihre Beziehungen zu 
Russland zu normalisieren. Nach den Parlamentswah-
len 2035 ist die rechtsextreme Konföderation (Konfeder-
acja) in der Lage, die allgemeine Enttäuschung der Polen 
über die mangelnde Solidarität innerhalb der EU und 
der NATO sowie die Frustration über die anhaltende 
Rivalität zwischen der KO und der PiS für sich zu nut-
zen. Trotz ihrer unterschiedlichen sozioökonomischen 
Programme einigen sich die Konfederacja und die PiS 
darauf, eine Regierung zu bilden. Nach dem Scheitern 
eines Referendums über den Polexit verkündet die neue 
rechte Regierung stattdessen den Austritt aus Schengen 
und eine noch restriktivere Migrationspolitik. Im Jahr 
2040 sind die beiden Nachbarn so entfremdet wie noch 
nie seit dem Ende des Kalten Krieges.

Handlungsempfehlungen für die bilateralen 
Beziehungen
Szenarien sollen die langfristigen Folgen möglicher heu-
tiger Maßnahmen aufzeigen, um reflektierte Meinun-

gen und nachhaltige Entscheidungen zu erleichtern. Aus 
unseren Szenarien leiten wir die folgenden politischen 
Empfehlungen ab:
1.	 Die Hoffnung auf ein plötzliches Ende der russischen 

Invasion in der Ukraine aufgrund eines Führungs-
wechsels in Moskau sollte nicht zu einer überstürz-
ten Rückkehr zu einer engen Zusammenarbeit mit 
Russland verleiten, ohne dass es handfeste Beweise 
für einen tiefgreifenden Regimewechsel gibt. Fällt 
Deutschland vorschnell in die frühere Ostpoli-
tik zurück, könnten die historischen Befürchtun-
gen Polens, in eine verhängnisvolle Lage zwischen 
Deutschland und Russland zu geraten, an Bedeu-
tung gewinnen. Dies dürfte die deutsch-polnischen 
Beziehungen stark beeinträchtigen.

2.	 Obwohl die EU der Ukraine den Kandidatenstatus 
zuerkannt hat, erfordert der Beitritt einen tiefgrei-
fenden Wandel hin zu Demokratie und Marktwirt-
schaft, um die Kopenhagener Kriterien zu erfüllen. 
Trotz des tobenden Krieges sollte die EU Kiew in 
seinem Bestreben, den Acquis communautaire zu 
übernehmen, weiterhin aktiv unterstützen und bereit 
sein, auch ungewöhnliche Maßnahmen zu ergrei-
fen. Eine erfolgreiche Westintegration der Ukraine 
kann die deutsch-polnischen Beziehungen beflügeln.

3.	 Die deutsch-polnischen Beziehungen waren in den 
vergangenen Jahren aufgrund der gegensätzlichen 
Haltungen zur liberalen Demokratie und zur euro-
päischen Integration angespannt. Doch selbst wenn 
sich die innenpolitischen Ideologien der Regierun-
gen nach den Wahlen annähern, werden strukturelle 
Unterschiede höchstwahrscheinlich für anhaltende 
Konflikte in verschiedenen Politikfeldern sorgen. 
Der Schlüssel zu einer vertieften Zusammenarbeit 
könnte in der Verknüpfung verschiedener Politik-
felder zu ausgehandelten Paketlösungen liegen. Die 
Qualität der bilateralen Beziehungen wird dann 
davon abhängen, wie man mit den unterschiedli-
chen nationalen Interessen konstruktiv umgeht.

Danksagung: Dieses Szenario basiert auf einem Foresight-Workshop mit polnischen und deutschen Experten für bila-
terale Beziehungen. Wir danken insbesondere Piotr Andrzejewski, Joanna Andrychowicz-Skrzeba, Justyna Bokajło, 
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Abb. 1:	 Zeithorizont für Szenarien
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Abb. 2:	 Qualitätskriterien für die Entwicklung von Szenarien
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Abb. 3:	 Typen von Einflussfaktoren: Angenommenes Zukunftswissen (TINA – There Is No Alternative) und 
mögliche ausschlaggebende Faktoren (Driver)
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Abb. 4:	 Mögliche ausschlaggebende Faktoren (Driver) für die deutsch-polnischen Beziehungen
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Abb 5:	 Zukunftskompass mit vier Möglichkeitsräumen für die deutsch-polnischen Beziehungen
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Abb 6:	 Angenommenes Zukunftswissen (TINA – There Is No Alternative) zu den deutsch-polnischen 
Beziehungen
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CHRONIK

05. – 18. September 2023
05.09.2023 Verteidigungsminister Mariusz Błaszczak unterzeichnet auf der 31. Internationalen Ausstellung der Rüstungs-

industrie in Kielce Verträge über die Lieferung von Waffensystemen. Diese sollen u. a. im Rüstungsprogramm 
der polnischen Streitkräfte NAREW eingesetzt werden, das das größte Entwicklungsprogramm der polnischen 
Armee in Höhe von 50–70 Mrd. Zloty ist.

06.09.2023 Der Sonderausschuss des Senats zur Untersuchung von Überwachungsfällen mit der Überwachungssoftware 
Pegasus stellt seinen Abschlussbericht vor. Festgestellt wird, dass Pegasus bei Personen des öffentlichen Lebens 
eingesetzt worden sei, gegen die kein Strafverfahren lief, die sich aber kritisch über die Politik von Recht und 
Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS) geäußert hatten. Der Kauf der Überwachungssoftware sei nicht 
gesetzeskonform gewesen und sie könne nicht auf der Grundlage des polnischen Rechts eingesetzt werden. Der 
Sonderausschuss erstattet Anzeige bei der Staatsanwaltschaft gegen die Personen, die mit dem Kauf und dem 
Einsatz von Pegasus befasst waren, u. a. Innenminister Mariusz Kamiński sowie weitere Personen in hohen 
politischen Ämtern. Der Sonderausschuss empfiehlt außerdem die Verabschiedung gesetzlicher Regeln zum 
Einsatz von Überwachungstätigkeiten sowie die Kontrolle der damit beauftragten Dienste. 

07.09.2023 Ministerpräsident Mateusz Morawiecki besucht die 31. Internationale Ausstellung der Rüstungsindustrie in 
Kielce, an der mehr als 700 Aussteller teilnehmen. Morawiecki unterzeichnet eine Absichtserklärung über den 
Aufbau einer neuen Produktionslinie für die Panzerhaubitze Krab in Gleiwitz (Gliwice). Bisher wird die Pan-
zerhaubitze in Stalowa Wola produziert. 

08.09.2023 Stanisław Żaryn, Regierungsbeauftragter für Informationssicherheit, warnt vor Störversuchen vonseiten Russ-
lands und Belarus am Tag der Parlamentswahlen in Polen am 15. Oktober sowie während des Wahlkampfes. 
Żaryn sagt, Russland wolle einen Regierungswechsel in Polen, damit sich die polnisch-russischen Beziehun-
gen zum Vorteil Russlands verändern.

09.09.2023 Die Regierungspartei Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS) sowie das Oppositionsbünd-
nis Bürgerkoalition (Koalicja Obywatelska – KO) stellen ihre Wahlprogramme für die Parlamentswahlen am 
15. Oktober vor. Das Programm der PiS unter dem Titel »Sichere Zukunft der Polen« umfasst den Zeitraum 
bis 2031 und wird im Wesentlichen von PiS-Parteichef Jarosław Kaczyński präsentiert. Das Programm der KO 
»100 x Konkretes für die ersten 100 Tage Regierungszeit« wird von mehreren Fachpolitikern der KO vorgestellt.

11.09.2023 Innenminister Mariusz Kamiński wird in Chişinău (Republik Moldau) von seinem moldawischen Amtskolle-
gen Adrian Efros empfangen. Thematisiert wird die bilaterale Zusammenarbeit für die Aufrechterhaltung der 
inneren Sicherheit an den Grenzen Moldawiens und für den Schutz der moldawischen Bevölkerung im Kon-
text des Migrationsdrucks infolge des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine. Im Juni hat Polen Molda-
wien Waffen, Munition und Gerät zur Unterstützung der moldawischen Polizei geliefert. 

12.09.2023 Die Regierung verabschiedet einen Beschluss, der die Europäische Kommission aufruft, das Importverbot für 
Getreide aus der Ukraine über den 15. September hinaus zu verlängern. Andernfalls werde Polen das Embargo 
auch gegen eine andere Entscheidung der Europäischen Kommission aufrechterhalten. Der Einfuhrstopp gilt 
für Weizen, Mais, Raps und Sonnenblumenkerne nach Bulgarien, Polen, Rumänien, Ungarn und in die Slo-
wakei. Er wurde von der Europäischen Kommission Anfang Mai auf Drängen dieser Länder verhängt, da der 
Import zu Preisverfall geführt hatte. Der Warentransit durch die EU-Nachbarländer der Ukraine ist vom Ein-
fuhrverbot nicht betroffen.

13.09.2023 In einem Interview des Senders Radio Plus sagt Landwirtschaftsminister Robert Telus, der Beschluss eines 
Importverbots für Getreide aus der Ukraine, den die polnische Regierung am Vortag verabschiedet hat, sei 
eine Bedingung, damit Polen dem Beitritt der Ukraine in die Europäische Union zustimmen könne. Die pol-
nische Landwirtschaft könne zurzeit nicht gegen die Agrarwirtschaft der Ukraine gewinnen, da es dort einige 
Hunderttausend Betriebe gebe. Es handele sich in der Ukraine um eine völlig andere Art der Landwirtschaft, 
daher nehme Polen eine so entschiedene Haltung ein.

14.09.2023 Die Oberste Kontrollkammer (Najwyższa Izba Kontroli – NIK) kündigt eine stichprobenartige Kontrolle 
des Außenministeriums in den nächsten Wochen an. Anlass sind Hinweise, dass es bei der Beantragung von 
Arbeitsvisa in den diplomatischen Vertretungen Polens in den Vereinigten Arabischen Emiraten, Saudi Ara-
bien, Katar, Indien, Singapur, Hongkong, Taiwan und auf den Philippinen zu illegalen Zahlungen der Antrag-
steller gekommen sein soll, um das Vergabeverfahren zu beschleunigen. Die Landesstaatsanwaltschaft in War-
schau hat die Ermittlungen aufgenommen. Das Zentrale Antikorruptionsbüro (Centralne Biuro Antykorup-
cyjne – CBA) untersucht den Fall seit März 2023 nach ersten Hinweisen im Juli 2022.
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15.09.2023 Die Europäische Kommission beschließt, den bis zum 15. September geltenden Importstopp für Getreide aus 
der Ukraine nach Bulgarien, Polen, Rumänien, Ungarn und in die Slowakei nicht zu verlängern. Er wurde ein-
geführt, da es zu massiven Preiseinbrüchen an den heimischen Märkten in den fünf Ländern gekommen war.

16.09.2023 Ministerpräsident Mateusz Morawiecki teilt in Ełk mit, dass Polen den Importstopp für Getreide aus der Ukraine 
ab heute eigenständig verlängert hat. Landwirtschaftsminister Robert Telus sagt, dass der Transit von Getreide-
lieferungen aus der Ukraine durch Polen davon weiterhin nicht betroffen ist. Der von der Europäischen Kom-
mission verhängte Importstopp nach Bulgarien, Polen, Rumänien, Ungarn und in die Slowakei galt bis zum 
15. September und wurde trotz Forderungen der fünf Länder nicht verlängert.

18.09.2023 Außenminister Zbigniew Rau sagt in einem Interview des polnischen Senders TVP Info, Polen könne sich in 
die gemeinsame Migrationsproblematik der Europäischen Union unter zwei Bedingungen einbringen: Ers-
tens müsse der Staat entscheiden, wer und zu welchen Bedingungen aufgenommen werden soll, und zweitens 
müsse berücksichtigt werden, in welches Land der Betreffende immigrieren wolle. Wenn diese Grundsätze 
nicht beachtet würden, würden die staatliche Souveränität und die persönliche Freiheit des Einzelnen, der zur 
Migration gezwungen ist, vergewaltigt.

Sie können die gesamte Chronik seit 2007 auch auf  http://www.laender-analysen.de/polen/ unter dem Link »Chronik« lesen.

http://www.laender-analysen.de/polen/


Die Polen-Analysen erscheinen zweimal monatlich als E-Mail-Dienst. Sie werden gemeinsam vom Deutschen Polen-
Institut Darmstadt, der Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bremen und weiteren Partnern eines Kon-
sortiums (siehe Titelseite) herausgegeben.
Ein Archiv der Polen-Analysen finden Sie im Internet unter www.laender-analysen.de/polen
Kostenloses Abonnement unter http://www.deutsches-polen-institut.de/Newsletter/subscribe.php

Diese Analysen finden Sie online als Lizenzausgabe auf 
bpb.de

Deutsches Polen-Institut Darmstadt (www.deutsches-polen-institut.de)
Das seit 1980 tätige Deutsche Polen-Institut Darmstadt (DPI) ist ein Forschungs-, Informations- und Veranstaltungszentrum für 
polnische Kultur, Geschichte, Politik, Gesellschaft und die deutsch-polnischen Beziehungen, die sich im Kontext der europäischen 
Integration entwickeln. Institutionelle Träger des DPI sind das Land Hessen, die Kultusminister der Länder, das Auswärtige Amt 
und die Wissenschaftsstadt Darmstadt. Einen wesentlichen Beitrag zur Verwirklichung der Institutsziele leisten private Stiftungen. 
Ziel der Vermittlertätigkeit des DPI ist es, »die zu interessieren, auf die es politisch, wirtschaftlich, gesellschaftlich und kulturell im 
deutsch-polnischen Verhältnis ankommt« (Leitlinien 1997). Es geht um die Entscheider und Multiplikatoren in Politik, Kultur, 
Bildung, Verwaltung, Medien und Wirtschaft. Das DPI versteht sich in Kooperation mit den Orten wissenschaftlicher Polen-Kom-
petenz an deutschen Hochschulen und Forschungsinstituten als verbindendes und vernetzendes Zentrum. Mit der 70.000 Bände 
zählenden multidisziplinären Fachbibliothek für Polen, die eine einzigartige Sammlung polnischer Belletristik in der Original-
sprache und in deutscher Übersetzung umfasst, ist das DPI ein geschätzter Ort der Recherche und des wissenschaftlichen Arbeitens.

Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bremen (www.forschungsstelle.uni-bremen.de)
1982 gegründet, widmet sich die Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bremen der interdisziplinären Analyse der Länder 
Ost- und Ostmitteleuropas in Zeitgeschichte und Gegenwart. Der Forschungsschwerpunkt liegt dabei auf der Rolle von »Dissens 
und Konsens«, von Opposition und Zivilgesellschaft in ihrem historischen, politischen, gesellschaftlichen und kulturellen Kontext.
Die Forschungsstelle besitzt in ihrem Archiv eine einzigartige Sammlung alternativer Kulturgüter und unabhängiger Texte aus 
den ehemaligen sozialistischen Ländern. Darunter befindet sich auch eine umfangreiche Sammlung des »Zweiten Umlaufs«, die 
das Schrifttum und Dokumente unabhängiger Initiativen und gesellschaftlicher Gruppen in Polen aus der Zeit von 1976 bis zum 
Umbruch umfasst. Hinzu kommt eine umfangreiche Bibliothek mit wissenschaftlicher Literatur. Mit Archiv, Bibliothek und zwei 
wissenschaftlichen Abteilungen ist die Forschungsstelle auch eine Anlaufstelle sowohl für Gastwissenschaftler als auch für die in-
teressierte Öffentlichkeit.
Eine der Hauptaufgaben der Forschungsstelle ist die Information der interessierten Öffentlichkeit. Dazu gehören unter anderem 
regelmäßige E-Mail-Informationsdienste für Politik, Wirtschaft, Zivilgesellschaft und Medien.

Herausgeber:
Deutsches Polen-Institut, Deutsche Gesellschaft für Osteuropakunde e.V., Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bremen, Leibniz-Institut für Agrarentwicklung in 

Transformationsökonomien, Leibniz-Institut für Ost- und Südosteuropaforschung, Zentrum für Osteuropa- und internationale Studien (ZOiS) gGmbH

Redaktion:
Dr. Andrzej Kaluza (verantwortlich) (Darmstadt) und Dr. Silke Plate (Bremen)

Satz: Matthias Neumann

Wissenschaftlicher Beirat:
Prof. Dr. Stefan Garsztecki, Technische Universität Chemnitz

Prof. Dr. Klaus Ziemer, Kardinal-Stefan-Wyszyński-Universität Warschau

Die Meinungen, die in den Polen-Analysen geäußert werden, geben ausschließlich die Auffassung der Autoren wieder. 
Abdruck und sonstige publizistische Nutzung sind nach Rücksprache mit der Redaktion gestattet.

Alle Ausgaben der Polen-Analysen sind mit Themen- und Autorenindex archiviert unter www.laender-analysen.de
ISSN 1863-9712 © 2023 by Deutsches Polen-Institut, Deutsche Gesellschaft für Osteuropakunde e.V., Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bremen, Leibniz-Institut für Agrarentwicklung 

in Transformationsökonomien, Leibniz-Institut für Ost- und Südosteuropaforschung, Zentrum für Osteuropa- und internationale Studien (ZOiS) gGmbH
Kontakt: Dr. Andrzej Kaluza, Deutsches Polen-Institut, Residenzschloss 1, 64283 Darmstadt,

Tel.: +49/6151/4202-20, Fax: +49/6151/4202-10, E-Mail: kaluza@dpi-da.de, Internet: www.laender-analysen.de/polen

Polen-Analysen Nr. 315, 19.09.2023 14

ÜBER DIE POLEN-ANALYSEN

http://bpb.de
http://www.deutsches-polen-institut.de
http://www.forschungsstelle.uni-bremen.de


Kostenlose E-Mail-Dienste: 
Länder-Analysen

Die Länder-Analysen bieten regelmäßig im kostenlosen Abonnement kompetente Einschätzungen aktueller politischer, 
wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Entwicklungen in Ostmitteleuropa, Osteuropa und Zentralasien. Alle Länder-
Analysen verstehen sich als Teil eines gemeinsamen Projektes, das der wissenschaftlich fundierten, allgemeinverständlich 
formulierten Analyse der Entwicklungen im östlichen Europa, der Offenheit für verschiedene inhaltliche Positionen und 
der kostenlosen und nicht-kommerziellen Information einer breit verstandenen interessierten Öffentlichkeit verpflichtet 
ist. Autor/innen sind internationale Fachwissenschaftler/innen und Expert/innen. Die Redaktionen der Länder-Analysen 
bestehen aus Wissenschaftler/innen mit langjähriger Forschungserfahrung.
Die deutschsprachigen Länder-Analysen werden gemeinsam von der Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bre-
men, dem Zentrum für Osteuropa- und internationale Studien, der Deutschen Gesellschaft für Osteuropakunde, dem 
Deutschen Polen-Institut, dem Leibniz-Institut für Agrarentwicklung in Transformationsökonomien und dem Leibniz-In-
stitut für Ost- und Südosteuropaforschung herausgegeben. Die englischsprachigen Länder-Analysen erscheinen in Koope-
ration der Forschungsstelle Osteuropa mit dem Center for Security Studies (CSS) der ETH Zürich.
Die Länder-Analysen bieten regelmäßig Kurzanalysen zu aktuellen Themen, ergänzt um Grafiken und Tabellen sowie 
Dokumentationen. Zusätzlich gibt es eine Chronik aktueller Ereignisse.

Belarus-Analysen 
Die Belarus-Analysen erscheinen fünf bis sechs Mal pro Jahr.
Abonnement unter: http://www.laender-analysen.de/belarus/

Caucasus Analytical Digest 
In englischer Sprache. Erscheinungsweise: zweimonatlich
Abonnement unter: http://www.css.ethz.ch/en/publications/cad.html

Polen-Analysen
Die Polen-Analysen erscheinen mit Ausnahme einer Sommerpause an jedem ersten und dritten Mittwoch im Monat.
Abonnement unter: http://www.deutsches-polen-institut.de/newsletter/polen-analysen/

Russland-Analysen 
Die Russland-Analysen erscheinen mit Ausnahme einer Sommerpause ein bis zwei Mal pro Monat.
Abonnement unter: http://www.laender-analysen.de/russland/

Russian Analytical Digest 
In englischer Sprache. Erscheinungsweise: zweimal monatlich
Abonnement unter: http://www.css.ethz.ch/en/publications/rad.html

Ukraine-Analysen 
Die Ukraine-Analysen erscheinen mit Ausnahme einer Sommerpause ein bis zwei Mal pro Monat.
Abonnement unter: http://www.laender-analysen.de/ukraine/

Ukrainian Analytical Digest 
In englischer Sprache. Erscheinungsweise: zweimonatlich
Abonnement unter: http://www.css.ethz.ch/en/publications/uad.html

Zentralasien-Analysen
Die Zentralasien-Analysen erscheinen sechs Mal pro Jahr.
Abonnement unter: http://www.laender-analysen.de/zentralasien/
X, TWITTER, TWEET, RETWEET und das X Logo sind eingetragene Markenzeichen von X-Corp. oder angeschlossenen Unternehmen. 

@laenderanalysen

Zentralasien–Analysen

analyticalanalytical
digestdigest

ukrainianukrainian

http://www.laender-analysen.de/belarus/
http://www.css.ethz.ch/en/publications/cad.html
http://www.deutsches-polen-institut.de/newsletter/polen-analysen/
http://www.laender-analysen.de/russland/
http://www.css.ethz.ch/en/publications/rad.html
http://www.laender-analysen.de/ukraine/
http://www.css.ethz.ch/en/publications/uad.html
http://www.laender-analysen.de/zentralasien/
http://www.css.ethz.ch/
https://www.dgo-online.org/
http://www.deutsches-polen-institut.de/
https://www.iamo.de/
https://www.ios-regensburg.de/
http://www.zois-berlin.de/
https://www.forschungsstelle.uni-bremen.de/
http://www.laender-analysen.de/
https://twitter.com/laenderanalysen
http://www.laender-analysen.de/

	Analyse
	Die deutsch-polnischen Beziehungen im Zuge des russischen Krieges gegen die Ukraine – mögliche Entwicklungen
	Thomas Mehlhausen, Universität Leipzig und Adrian Wagstyl, Universität Warschau

	Chronik
	05. – 18. September 2023


